
Wann der Urlaub verfällt
MZ-LESERFORUM Wie viel freie Zeit steht mir wirklich zu? Wie hoch ist die Zahl der Tage, die abgegolten werden
muss, wenn ich den Betrieb verlasse? Anwälte aus der Region haben Leserfragen beantwortet.

Wer fleißig arbeitet, hat sich auch
Entspannung verdient. Umso
stressiger, wenn sich Arbeitgeber
und Arbeitnehmer nicht so richtig
einig darüber werden, wie viele
Urlaubstage dem Einzelnen denn
nun zustehen. Glücklicherweise
gibt es das Bundesurlaubsgesetz,
das genau bestimmt, wem wie viel
freie Zeit zu gewähren ist. Und
wenn Arbeitnehmer aus ihrem Be-
trieb ausscheiden, regelt es, wie
viele Urlaubstage ihnen noch ab-
zugelten sind.

Fragen zum Thema haben die
drei Fachanwälte für Arbeitsrecht
Beate Kallweit, Jost Schulte und
Johannes Menke aus Halle am
MZ-Lesertelefon beantwortet.

? Was nach der Kündigung mit
dem Urlaub passiert

Hans-Peter M., Halle:
Als ich am 30. August dieses Jahres
aus meinem Unternehmen ausge-
schieden bin, standen auf meinem Ge-
haltszettel 30 Tage als nicht genom-
mener Urlaub ausgewiesen, obwohl
ich tatsächlich bereits 20 Tage erhal-
ten hatte. Kann ich entsprechend der
Angabe des Gehaltszettels die 30 Ta-
ge noch beanspruchen?
Die auf einer Abrechnung ausge-
wiesenen Urlaubstage, ob genom-
men oder offen, stellen nach der
Rechtsprechung keine Willens-
erklärung oder ein Schuldaner-
kenntnis dar, von der eigentlichen
Rechtslage abzuweichen. Das
heißt, die auf der Entgeltabrech-
nung ausgewiesene Anzahl von
Urlaubstagen kann keinen eigen-
ständigen Urlaubsanspruch be-
gründen. Maßgeblich ist der
Urlaubsanspruch, der dem Arbeit-
nehmer arbeitsvertraglich und ge-
setzlich tatsächlich zusteht. Das
hat das Bundesarbeitsgericht im
Jahr 2017 festgestellt (Aktenzei-
chen: 4 AZR 867/16).

Frank G., Dessau:
Ich habe mein seit dem 1. Januar 2019
bestehendes Arbeitsverhältnis zum
30. Juni 2022 gekündigt. Laut meinem
Arbeitsvertrag stehen mir pro Jahr bei
einer Fünf-Tage-Woche 20 Urlaubsta-
ge zu. Ich hatte im Jahr 2022 noch kei-
nen Urlaub. In der Gehaltsabrechnung
im Juni 2022 wurden mir nur zehn
Arbeitstage für 2022 abgegolten. Ste-
hen mir nicht 20 Urlaubstage für das
Jahr 2022 zu?
Nein, in Paragraf 5 Bundes-
urlaubsgesetz ist ein Anspruch auf
Teilurlaub geregelt, wenn der
Arbeitnehmer in der ersten Jah-
reshälfte ausscheidet. Das heißt,
wenn der Arbeitnehmer in der ers-
ten Jahreshälfte des Kalenderjah-
res ausscheidet, steht dem Arbeit-
nehmer nicht der volle Jahres-
urlaub zu. Demzufolge wurden
von dem Arbeitgeber zu Recht nur
zehn Arbeitstage für das Kalender-
jahr 2022 abgegolten.

Karen S., Köthen:
Mein Ehemann hat sein Arbeitsverhält-
nis nach 16 Jahren Beschäftigungszeit
zum 30. September gekündigt.
Arbeitsvertraglich steht ihm ein
Urlaubsanspruch von 24 Tagen zu. In
diesem Jahr hat er schon zehn Tage
Urlaub genommen. Seit dem 14. Sep-
tember und bis zum 30. September ist
er arbeitsunfähig erkrankt. Wie viel
Urlaub ist meinem Mann denn jetzt
noch abzugelten? Sein Chef hat ge-
sagt, er kann nur neun Zwölftel der
Urlaubstage nehmen, weil er Ende
September den Betrieb verlässt. Bei
24 Urlaubstagen im Jahr wären das
18 Tage. Weil er schon 10 Tage Urlaub
genommen hat, wären das acht übrige
Tage, sagt der Arbeitgeber. Kann das
stimmen?
Die Berechnung des Arbeitgebers
ist nicht zutreffend. Da das
Arbeitsverhältnis in der zweiten
Jahreshälfte 2022 endet, steht
dem Ehemann der komplette Jah-
resurlaub in Höhe von 24 Tagen
abzüglich bereits genommener
zehn Urlaubstage zu und nicht nur
neun Zwölftel von 24 Tagen abzüg-
lich bereits genommener zehn

Zum Thema Arbeitsrecht haben am Telefon Auskunft gegeben:

In jeder Woche gibt das Ratgeber-
Team Lesern die Gelegenheit, Exper-
ten anzurufen und ihnen Fragen zu
stellen. Unter anderen Mediziner, Ju-
risten, Gärtner oder Verbraucher-
schützer stehen Rede und Antwort.
Die interessantesten Fragen werden
freitags an dieser Stelle sowie auf
mz.de veröffentlicht.

Das Thema der nächsten Woche:
Zahngesundheit
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„Grundsätzlich
schreibt das
Gesetz vor, dass
der Urlaub im
laufenden
Kalenderjahr
genommen
werden muss.“

Urlaubstage. Dies ergibt sich aus
Paragraf 5 Bundesurlaubsgesetz,
der einen Teilurlaub nur für ein
Ausscheiden in der ersten Jahres-
hälfte, also bis zum 30. Juni eines
jeden Jahres, vorsieht. Demzufol-
ge stehen Ihrem Ehemann noch
14 Tage als Urlaubsabgeltung zu
und nicht nur acht Tage, wie der
Arbeitgeber errechnet hat. Diese
14 Tage müssten in der September-
gehaltsabrechnung abgerechnet
und ausgezahlt werden. Sollte die
Abrechnung falsch sein, müsste
der vollständige Betrag der
Urlaubsabgeltung in Höhe von
14 Tagen klageweise geltend ge-
macht werden.

? Was für Langzeiterkrankte
bezüglich der Urlaubstage gilt

Tatjana H., Eisleben:
Ich bin zum 31. März 2022 aus meinem
Betrieb ausgeschieden. Schon

2020 hat mein Arbeitgeber mir die
arbeitsvertraglich festgelegten
20 Urlaubstage nicht gewährt, weil ich
dauerhaft krank war - und zwar bis zu
meinem Ausscheiden am 31. März
2022. Er hat mich auch nicht darauf
hingewiesen, den vollen Urlaub im Ka-
lenderjahr zu nehmen. Habe ich jetzt
noch die Möglichkeit, meine fehlenden
Urlaubstage aus dem Jahr 2020 und
2021 einzufordern?
Grundsätzlich schreibt Paragraf
7 Absatz 3 Bundesurlaubsgesetz
vor, dass der Urlaub im laufenden
Kalenderjahr genommen werden
muss. Eine Übertragung des
Urlaubs auf das nächste Kalender-
jahr ist nur statthaft, wenn drin-
gende betriebliche oder in der Per-
son des Arbeitnehmers liegende
Gründe (zum Beispiel Krankheit)
dies rechtfertigen. Im Fall der
Übertragung muss der Urlaub
grundsätzlich nach Paragraf 7, Ab-
satz 3, Satz 3 Bundesurlaubsgesetz
in den ersten drei Monaten des fol-
genden Kalenderjahres (also bis
zum 31. März) gewährt und ge-
nommen werden, andernfalls er-
lischt er. Das Bundesarbeitsge-
richt hat hierzu jedoch über den
Wortlaut in Paragraf 7 des Bundes-
urlaubsgesetzes hinausgehend
entschieden, dass der gesetzliche
Urlaub, der wegen Krankheit nicht
genommen werden konnte, dann
nicht verfällt, wenn der Arbeitneh-
mer bis zum Ende des Urlaubsjah-
res und/oder des Übertragungs-
zeitraums krankheitsbedingt
arbeitsunfähig ist und es ihm des-
halb nicht möglich ist, den Urlaub

zu nehmen. Der aufrechterhaltene
Urlaubsanspruch tritt in diesem
Fall zu dem im Folgejahr entstan-
denen Urlaubsanspruch hinzu.
Dieser Urlaubsanspruch erlischt
bei fortdauernder Arbeitsunfähig-
keit erst 15 Monate nach dem En-
de des Urlaubsjahres. So entschied
der Europäische Gerichtshof
2011 (Aktenzeichen: C-214/10).
Das heißt, der Ihnen 2020 wegen
bis zum 31. März 2022 fortbeste-
hender Krankheit nicht vollstän-
dig gewährte Urlaub, ist nach
15 Monaten verfallen. Wenn Sie
das ganze Jahr 2021 bis zum
31. März 2022 arbeitsunfähig wa-
ren, ist in Ihrem Fall also zum
31. März 2022 der Urlaub für 2020
verfallen. Daran ändert auch
nichts, dass der Arbeitgeber Sie
nicht aufgefordert hatte, den
Urlaub zu nehmen und nicht noch
vor Ablauf des Urlaubsjahres mit-
geteilt hat, dass der Urlaub mit Ab-
lauf des Kalenderjahres verfällt,
wenn der Urlaub nicht beantragt

wird. Dies hat das Bundesarbeits-
gericht jüngst entschieden. Nach
Auffassung des Bundesarbeitsge-
richtes ist in diesem Fall nicht die
unterlassene Hinweispflicht des
Arbeitgebers, sondern die Arbeits-
unfähigkeit der Grund dafür, dass
der Arbeitnehmer den Urlaubsan-
spruch nicht mehr nehmen konn-
te. So lautet ein Urteil des Bundes-
arbeitsgerichts aus dem Jahr 2021
(Aktenzeichen: 9 AZR 3/21). Aller-
dings würde neben dem anteiligen
Urlaubsanspruch für das Jahr
2022 auch noch der vollständige
Urlaubsanspruch für das Jahr
2021 nach der „15-Monats-Recht-
sprechung“ abzugelten sein. Das
heißt, es stehen Ihnen noch
20 Urlaubstage aus dem Jahr
2021 und anteilig zehn Urlaubsta-
ge für das Jahr 2022, also insge-
samt 30 Urlaubstage, zur Abgel-
tung zu.

Anika Würz notierte die Fragen und
Antworten.

Chef muss über verfallende Urlaubstage informieren

Das Bundesarbeitsgericht hat 2019
in einem Urteil entschieden, dass
der Verfall des Urlaubsanspruchs
nach Paragraf 7 Absatz 3 Bundes-
urlaubsgesetz voraussetzt, dass je-
der Arbeitnehmer in der Lage ist,
seinen bezahlten Jahresurlaub
auch zu nehmen. Deshalb muss der
Arbeitgeber den Arbeitnehmer ge-

gebenenfalls auffordern, seinen
Urlaub zu nehmen. Er muss ihm
außerdem klar und rechtzeitig mit-
teilen, dass der Urlaub mit Ablauf
des Kalenderjahres oder Übertra-
gungszeitraums verfällt, wenn er
ihn nicht beantragt. AW

›› Bundesarbeitsgericht, Aktenzei-
chen: 9 AZR 423/16

Die nächsten Foren

Energiekrise und Teuerung: In
diesen turbulenten Zeiten mit
ungewisser Zukunft plagen vie-
le Menschen Fragen und Zwei-
fel: Werde ich aus der Wohnung
geworfen, wenn ich die Neben-
kosten nicht zahlen kann? Wie
spare ich sinnvoll Energie? Muss
ich die vom Energieversorger
geforderten Preise wirklich zah-
len? Am MZ-Lesertelefon ste-
hen am Dienstag, 27. Septem-
ber, von 10 bis 12 Uhr Experten
Rede und Antwort.

›› Rufen Sie kostenfrei an:

Ellen Schultz, Deutscher Mieter-
bund Halle: 0800/6449085-40

Kerstin Spitz, Energieberaterin
der Verbraucherzentrale Sach-
sen-Anhalt: 0800/6449085-41

Diane Rocke, Referat Recht der
Verbraucherzentrale Sachsen-
Anhalt: 0800/6449085-42

Am Donnerstag, 29. September,
geht es von 10 bis 12 Uhr um die
Neuregelung des Bafög. Wie
hoch sind die Bedarfssätze für
die Studierenden jetzt? Wie ha-
ben sich die Freibeträgen bei
den Eltern mit der Novelle ver-
ändert? Mitarbeiter des Studen-
tenwerks Halle informieren am
MZ-Lesertelefon.
›› Rufen Sie kostenfrei an:
0800/6449085-40, -41 und -42

Mit dem erneuerten Nachweisge-
setz, das seit dem 1. August in Kraft
ist, sind Arbeitgeber verpflichtet,
ihre Beschäftigten noch umfassen-
der über die wesentlichen Bedin-
gungen ihres Arbeitsverhältnisses
zu informieren. So soll mehr
Rechtssicherheit entstehen.

Die Änderungen im Nachweis-
gesetz haben zur Folge, dass
Arbeitgeber zusätzliche Arbeits-
bedingungen in Arbeitsverträge
aufnehmen müssen. Dazu gehören
unter anderem das Enddatum bei
befristeten Arbeitsverhältnissen,
die Dauer der Probezeit, die Ver-
gütung von Überstunden und die
Form, in der das Arbeitsentgelt
ausgezahlt wird. Die ausführliche
Auflistung findet sich in Paragraf 2
des Nachweisgesetzes.

Wer ab August 2022 einen neu-
en Job anfängt, fällt zwingend
unter die Neufassung des Geset-
zes. Arbeitnehmer müssen bereits
am ersten Arbeitstag mindestens
die Pflichtangaben über Namen
und Anschrift der Vertragspartei-
en, Arbeitsentgelt sowie Arbeits-
zeit ausgehändigt bekommen. Die
übrigen Nachweise sind am sieb-
ten Kalendertag fällig, weitere spä-
testens nach einem Monat. Be-
stand ein Arbeitsverhältnis bereits
vor dem 1. August 2022, muss der
Arbeitgeber auf Wunsch des
Arbeitnehmers ebenfalls über die
wesentlichen Arbeitsbedingungen
informieren.

Die wesentlichen Arbeitsbedin-
gungen müssen Arbeitnehmern
schriftlich und unterzeichnet aus-
gehändigt werden, eine digitale
Version des Arbeitsvertrags ist
nicht zulässig. DPA

ARBEIT

Neuregelung schafft
Rechtssicherheit.

Chefs müssen
umfassender
informieren

Das Bundesurlaubsgesetz regelt die Urlaubsansprüche von Arbeitnehmern. FOTO: DPA
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Mit dem neuen Nachweisgesetz müssen
Arbeitgeber ihre Mitarbeiter umfassen-
der über den Job informieren. FOTO: DPA


